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Konjunktur-Schlaglicht: Sinkende Steuerquote
Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen" hat im Mai
eine neue Schätzung der zu erwartenden Steuerein-
nahmen vorgelegt
1. Danach ist in Deutschland für die
Jahre 2000 bis 2004 mit einem höheren Steuerauf-
kommen zu rechnen, als bei der letzten Steuerschät-
zung im November bzw. Mai vergangenen Jahres pro-
gnostiziert. Die Gründe dafür sind eine günstigere
konjunkturelle Entwicklung als damals unterstellt und
zwischenzeitlich in Kraft getretene Steuerrechtsände-
rungen. Die Steuerrechtsänderungen beinhalten so-
wohl Steuererhöhungen als auch -entlastungen. Aus
und der Unternehmenssteuern ist dabei nicht berück-
sichtigt, da sie noch nicht rechtswirksam ist.
Für das Jahr 2000 geht der Arbeitskreis „Steuer-
schätzungen" nunmehr von einem Steueraufkommen
von 911 Mrd. DM aus. Das sind 4,2 Mrd. DM mehr als
noch bei der letzten Kurzfrist-Steuerschätzung im
November 1999 erwartet wurde; ohne die damals
noch nicht berücksichtigten Steuerrechtsänderungen
betrüge die Schätzabweichung 5,1 Mrd. DM. Aus-
schlaggebend dafür ist die günstige Konjunktur.
Gleichwohl wird das Steueraufkommen in diesem
Ergebnisse des Arbeitskreises „Steuerschätzungen" Mai 1999 bis Mai 2000
a
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a Im November werden die Steuereinnahmen üblicherweise nur für das
der weiteren stufenweisen Anhebung der Steuersätze
auf Mineralöl und Strom im Rahmen der Fortführung
der ökologischen Steuerreform ergeben sich in die-
sem Jahr Mehreinnahmen von 5 Mrd. DM; bis zum
Jahre 2004 werden es 21V2 Mrd. DM sein. Dagegen
führen die Verbesserung der Familienförderung (in
Zusammenhang mit der Anhebung des Kindergeldes)
und das sogenannte Steuerbereinigungsgesetz 1999
zu jährlichen Mindereinnahmen zwischen 6V2 und 9
Mrd. DM. Per Saldo ist aufgrund der Steuerrechtsän-
derungen dieses Jahr mit Steuerausfällen von knapp
1 Mrd. DM, in den Jahren 2001 bis 2004 mit Steuer-
mehreinnahmen von 2 bis 14 Mrd. DM zu rechnen. Die
für 2001 geplante Reform des Einkommensteuertarifs
1 Die Schätzungen des Arbeitskreises gehen in der Regel vom Status
quo - d.h. vom geltenden Steuerrecht - aus. Sie erfolgen auf der
Grundlage von Annahmen über die gesamtwirtschaftliche
Entwicklung, die von der Bundesregierung vorgegeben werden.
laufende und das folgende Jahr geschätzt.
Jahr weniger stark steigen als das nominale Brutto-
inlandsprodukt, so daß die Steuerquote sinken wird.
Dies ist zum Teil darauf zurückzuführen, daß die Un-
ternehmen bei der Veranlagung der Körperschaft-
steuer und der Gewerbesteuer in den Jahren 1998
und 1999 wegen zu geringer Vorauszahlungen in den
vorangegangenen Jahren hohe Nachzahlungen lei-
sten mußten, die nun entfallen. Hinzu kommt, daß in
Zusammenhang mit den Zahlungen der deutschen
Unternehmen in den Zwangsarbeiter-Entschädi-
gungsfonds mit Steuerausfällen bei der Körperschaft-
und der Gewerbesteuer zu rechnen ist; über eine
Anpassung der Vorauszahlungen wird sich das schon
in diesem Jahr bemerkbar machen. Auch wird das
Aufkommen der nicht veranlagten Steuern vom Ertrag
rückläufig sein, denn in den beiden Vorjahren hatten
sich hier infolge hoher Dividendenausschüttungen
Mehreinnahmen ergeben. Schließlich kam es bei der
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Grunderwerbsteuer infolge einer Verkürzung der
Spekulationsfrist 1999 zu Vorzieheffekten mit entspre-
chenden Reaktionen in diesem Jahr.
In den Jahren 2001 und 2002 wird das Steuerauf-
kommen nach Einschätzung des Arbeitskreises
weiterhin schwächer expandieren als das nominale
Bruttoinlandsprodukt, so daß die gesamtwirtschaft-
liche Steuerquote weiter sinken wird. Dazu trägt auch
die konjunkturbedingte Abschwächung der Gewinn-
entwicklung im Jahre 1999 bei, die sich mit Verzöge-
rung auf die Veranlagungssteuern auswirkt. Gegen-
über der letzten mittelfristigen Schätzung vom Mai
1999 ergeben sich für die Jahre 2001 bis 2003
Steuermehreinnahmen von 5 bis 21 Mrd. DM. Sie re-
sultieren zum Teil daraus, daß die Bundesregierung
das Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts und
der Unternehmens- und Vermögenseinkommen nun-
mehr höher als bisher einschätzt. Ein erheblicher Teil
geht aber auf das Konto der seither erfolgten Steuer-
rechtsänderungen.
Nicht berücksichtigt sind bei alledem mögliche
Steuerausfälle in Zusammenhang mit der im Juli an-
stehenden Versteigerung von 6 UMTS-Mobilfunkli-
zenzen. Sie bringt dem Staat zwar auf der einen Seite
- einmalig - erhebliche zusätzliche Einnahmen, die
auf 100 bis 120 Mrd. DM geschätzt werden. Auf der
anderen Seite können die Käufer ihre Aufwendungen
aber als Anschaffungskosten steuerlich geltend ma-
chen. Der Umfang und die zeitliche Verteilung daraus
resultierender Steuerausfälle hängen von der - noch
festzulegenden - Abschreibungsdauer und der Ge-
winnsituation der beteiligten. Unternehmen ab. Bei ei-
ner Abschreibungsdauer von 10 Jahren könnten - bei
einem unterstellten Körperschaftsteuersatz von 25%,
wie in der Unterriehmensteuerreform vorgesehen, und
einer Gewerbesteuerbelastung von 16,6% - jährliche
Steuerausfälle von bis zu 472 Mrd. DM entstehen; wird
die Abschreibungsdauer dagegen wegen des hohen
technischen Fortschritts im Kommunikationsbereich
nur auf vier bis fünf Jahre festgesetzt, drohen sogar
Ausfälle von bis zu 11 Mrd. DM pro Jahr.
Wolf gang Schaft, Tel.: 040/42834-345
schaft@hwwa.de
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a 1990 = 100, auf US-Dollar-Basis, Periodendurchschnitte; in Klammern: prozentuale Änderung gegenüber Vorjahr.
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